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In Bayern verschwinden sie, in den
Schweizer Bergen taucht plötzlich ein
Halbmond auf: Stehen Gipfelkreuze
demnächst auf der Roten Liste der
bedrohten Arten? Befürworter wollen
dies verhindern. Manch anderem ist es
egal.

MÜNCHEN — Nein, Reinhold Mess-
ner hat noch nicht geantwortet. Ver-
gangene Woche rief ihn die Redaktion
der „Zeit“-Beilage „Christ und Welt“
in einem offenen Brief auf, seine Hal-
tung in Sachen Gipfelkreuze zu über-
denken. Diese hatte die Bergsteiger-
Legende zuvor in einem Interview der
„Welt“ kundgetan. Man solle, so Mess-
ner, die Berge, die doch der ganzen
Menschheit gehörten, bitteschön
nicht zu religiösen Zwecken „möblie-
ren“. Er persönlich könne auf weitere
Gipfelkreuze gut verzichten.

Nach dem Wiener Kardinal Chi-
stoph Schönborn ging jetzt auch der
Eichsstätter Bischof Gregor Maria
Hanke auf Distanz zu dem Bergfex
aus Südtirol. Gipfelkreuze seien ein
Hinweis, dass die Schönheit und Erha-
benheit der Bergwelt einen Ursprung
hätten, „der in Gott dem Schöpfer
liegt“, sagte Hanke, selbst passionier-
ter Bergsteiger. „Wer keinen Gottes-
bezug hat, der kann zumindest diese
Botschaft mitnehmen: Die Natur
gehört nicht mir.“

Nun findet die Debatte nicht im
luftleeren Raum statt. Seit Wochen

treibt eine bizarre Story die Menschen
nicht nur in Oberbayern um. Unbe-
kannte Täter hackten dort auf drei
Kreuze ein und beschädigten sie
schwer. Seither ist ein merkwürdiger
Glaubenskrieg über den Umgang mit
religiösen Symbolen entbrannt.

In der Schweiz trieb ein Aktions-
künstler die ganze Sache auf die Spit-
ze und montierte einen Halbmond auf
den „Gipfel der Freiheit“ in den
Appenzeller Alpen. Auch wenn die in
der Dunkelheit leuchtende Installa-
tion aus Sicherheitsgründen bald
wohl wieder abgebaut werden soll,
dürfte Christian Meier mit dem Echo,
das seine Aktion fand, zufrieden sein.
Er habe die Menschen zum Nachden-
ken anregen wollen, gab er zu Proto-
koll; für ihn seien Kreuze ein Symbol
„für das – in meinen Augen – unver-
nünftige Denken des Christentums“.

Für die Kulturchefin des Deutschen
Alpenvereins, Friederike Kaiser, gehö-
ren Gipfelkreuze dagegen zur Kultur-
landschaft. Berggipfel hätten von
jeher als der Punkt gegolten, „an dem
sich der Himmel als Sitz des Über-
natürlichen, des Göttlichen und die
Erde berühren“, sagte die Kunsthisto-
rikerin einer Zeitung. Den Anfang
machte Kaisers Angaben zufolge 1799
der Großglockner, mit 3798 Metern
Österreichs höchster Berg.

Viele der Kreuze haben eine ganz
eigene Geschichte, oft sind sie verbun-
den mit den Bewohnern der Ortschaf-

ten am Fuß. So wie das Gipfelkreuz
auf dem Prinzkopf. Ein Almhirte stell-
te es 1982 mit eine paar Freunden auf,
der Mann verunglückte später, das
Kreuz wurde morsch. Wohl auch, um
das Andenken des Toten zu ehren,
errichteten 2012 einige Einwohner
aus Lenggries ein neues Kreuz, das
nun attackiert wurde. Auch die bei-
den anderen Kreuze stehen bezie-
hungsweise standen in der Nähe des
beliebten Urlaubsortes im Isarwinkel.
„Für die Menschen sind die Kreuze
etwas Wertvolles“, sagt der katholi-
sche Pfarrer von Lenggries, Josef Kral-
ler. Er kann sich die Motive die
Hacker-Angriffe beim besten Willen
nicht erklären.

„Was soll das?“, fragt sich auch
die Polizei. „Konkrete Täterhinweise,
die zum Ermittlungserfolg führen
könnten, gingen bisher nicht ein“,
sagt Josef Mayr von der Polizei Bad
Tölz. Er hält einen religiösen Hinter-
grund für denkbar. „Eine andere,
erklärbare Motivation hat sich noch
nicht dargestellt.“

Am 2102 Meter hohen Schafreuter
im Karwendel, einem beliebten
Münchner Hausberg, wollen Lehrlin-
ge der Berufsschule Bad Tölz aus zwei
5,4 Meter und drei Meter langen
Eichenbalken ein neues Kreuz zim-
mern. Unklar ist allerdings noch, wie
es den steilen Weg auf den Gipfel zu
transportieren ist. kna

 (Kopf des Tages S.2)

Vandalen haben Anfang September auf dem Gipfel des Schafreiters bei Vorderriss in der Nähe von Lenggries (Kreis Bad
Tölz-Wolfratshausen) ein Gipfelkreuz mit Äxten zerstört. Foto: dpa

Neue Runde im alpinen Glaubenskrieg

Über allen Gipfeln kein Kreuz?

Seit Jahren verhandeln Experten, wie
die EU künftig leichter mit Kanada und
den USA Handel treiben kann. Die
Abkommen Ceta und TTIP werden von
ihren Kritikern oft über einen Kamm
geschoren. Vizekanzler Sigmar Gabriel
sieht das anders – und reist nach
Kanada.

BRÜSSEL — Die EU-Freihandelsab-
kommen Ceta mit Kanada und TTIP
mit den USA stoßen in Deutschland
auf heftige Kritik. Für den 17. Septem-
ber blasen die Gewerkschaften zum
Protest. Vor allem SPD-Chef Sigmar
Gabriel hat damit seine liebe Not. Als
Wirtschaftsminister ist er für Freihan-
del, doch in seiner Partei rumort es.
Gabriel fährt nun eine Doppelstrate-
gie: für Ceta, aber gegen TTIP. Wo
also liegen Unterschiede und Gemein-
samkeiten?

K Die Formalien: Der wichtigste
Unterschied zwischen den beiden Ver-
trägen liegt auf der Hand: Ceta (Com-
prehensive Economic and Trade
Agreement) ist fertig und praktisch
zur Unterschrift bereit. An TTIP
(Transatlantic Trade and Investment
Partnership) wird noch gefeilt. Die
nächste Runde wird für Mitte Oktober
erwartet. Die EU-Kommission betont
denn auch, TTIP könne man jetzt
noch gar nicht kritisieren.

K Die Partner: Es sind sehr verschie-
dene Länder, mit denen da ein Ver-
trag über den Wegfall von Zöllen und
Vereinheitlichung von Standards ver-
handelt wurde und wird. Kanada hat
rund 35 Millionen Einwohner, eine
sozialliberale Regierung und nur weni-
ge global bestimmende Unternehmen.
Die USA sind mit 319 Millionen Men-
schen gegen 509 Millionen Europäer
ein ganz anderer Sparringspartner.
Die Supermacht hat diverse dominie-
rende Weltkonzerne, auch in digitalen
Zukunftsbranchen. Die SPD hebt
auch auf diesen Unterschied ab. „Die
Kanadier haben ganz andere soziale
und ökologische Standards als die
USA“, meint zum Beispiel Nordrhein-
Westfalens Ministerpräsidentin
Kraft. „Und sie haben nach Abschluss
der eigentlichen Verhandlungen noch
einmal nachgebessert.“ Die Amerika-
ner hingegen bewegten sich „kein
Stück“.

K Der Verhandlungserfolg: Mit die-
sem Partner Kanada sei es eben auch
gelungen, Schwachstellen aus Ceta
herauszuverhandeln und Kritik zu ent-
kräften, betont die nordrhein-westfäli-
sche Ministerpräsidentin: „Die Frage
der außerordentlichen Gerichtsbar-
keit ist jetzt geregelt. Das war für
mich ganz wichtig.“ Statt rein priva-
ter Schiedsgerichte soll es nun einen
öffentlich-rechtlichen Gerichtshof
geben. Kanada öffnet sich – anders als
bisher die USA – auch bei öffent-
lichen Aufträgen für EU-Unterneh-
men. Auf die Kompromissfähigkeit
setzt die SPD-Spitze nun auch bei wei-
teren Nachbesserungen, die im gerade
verabschiedeten Vorstandsantrag für
den kleinen Parteitag am 19. Septem-
ber in Aussicht gestellt werden. Die
kanadische Handelsministerin Chrys-
tia Freeland reist zum SPD-Konvent
und zeigt sich grundsätzlich offen. Bis
zur endgültigen Ratifizierung werde
Kanada nichts als gegeben annehmen,
sagt sie. „Dies ist ein Deal, der für
Kanada sehr wichtig ist und wir arbei-
ten sehr, sehr hart daran.“

K Die Gemeinsamkeiten: Die Unter-
schiede zwischen den beiden Abkom-
men fallen für die Kritiker kaum ins
Gewicht: Sie nennen beide im glei-
chen Atemzug. Die von der SPD gelob-
te Änderung der Schiedsgerichte
bezeichnet die Europäische Initiative
gegen TTIP und Ceta als „neue Verpa-
ckung“. Ver.di-Chef Frank Bsirske
beklagt, es bleibe dabei, dass ausländi-
sche Investoren die Wahl einer beson-
deren Gerichtsbarkeit hätten, die
eben nicht unabhängig sei. Über das
Druckmittel Entschädigung würden
auch politische Entscheidungen demo-
kratischer Instanzen ausgehebelt. Wei-
tere Argumente der Kritiker: Die Ver-
handlungen zu beiden Abkommen sei-
en im Geheimen geführt worden,
Großunternehmen hätten darauf Ein-
fluss genommen, Ceta und TTIP wür-
den es schwieriger machen, privati-
sierte Betriebe wie Wasserwerke oder
Müllabfuhr wieder in öffentliche
Hand zu bekommen.

K Das Grundsätzliche: Für die
Kritiker beider Abkommen stimmt
die ganze Richtung nicht. Sie sehen in
beiden Abkommen gleichermaßen den
Kotau vor transnationalen Groß-
konzernen, die kleineren Unter-
nehmen und normalen Bürgern die
Bedingungen diktierten und das
Leben schwer machten.
 Verena Schmitt-Roschmann, dpa

NÜRNBERG — Eigentlich hätte Ilse
Aigner allen Grund, Erfolge hinauszu-
posaunen: Die bayerische Wirtschaft
brummt, sie selbst hat es in der CSU
weit gebracht, aber auch in der Bun-
des- und Landespolitik. Gleichwohl
tritt die bayerische Wirtschaftsminis-
terin, ehemalige Bundeslandwirt-
schaftsministerin und stellvertreten-
de Ministerpräsidentin pragmatisch,
natürlich und bescheiden auf.

Das mag an ihrer Bodenständigkeit
liegen. Die gelernte Radio- und Fern-
sehtechnikerin aus dem oberbayeri-
schen Feldkirchen-Westerham wollte
eigentlich den väterlichen Betrieb
übernehmen, war dann für die
Eurocopter Group in der Hubschrau-
berentwicklung tätig, bevor sie
schließlich in der Politik landete.

Das Arbeiten in einem von Männern
dominierten Beruf hat sie geprägt.
„Ich habe früh gelernt, mich durchzu-
setzen“, sagt Aigner. Dennoch liegt es
ihr nicht, sich lautstark zu produzie-
ren. Das sei eine Persönlichkeitsfrage.
Talkshows meidet Aigner vollständig.
„Die Politik sollte im Parlament
gemacht werden“, sagt sie im Nürn-
berger Presseclub. Auch mag sie nicht
dauernd von Problemen sprechen: Die
Flüchtlingskrise, das Verhältnis ihrer
Partei zur CDU oder das Erstarken
der AfD sind für die 51-jährige
Politikerin „Herausforderungen“.

Überhaupt hat die Ministerin, zu
deren Ressort neben Energie und Tech-
nologie auch die Medien gehören, den
Eindruck, „dass manchmal ein Kon-
flikt besser kommuniziert wird als die
Einigung“. Gerade in Sachen Flücht-
lingskrise sei viel erreicht worden,
etwa die Verschärfung des Asylrechts

oder die verbesserte Bearbeitung von
Asylanträgen. Auch dass ein Integra-
tionspaket auf den Weg gebracht wur-
de, sei untergegangen. Stattdessen
werde auf die Frage, ob die grenzen-
lose Aufnahme von Flüchtlingen mög-
lich sei, in der öffentlichen Diskussion
der „Dissens hervorgehoben“.

Ilse Aigner ist überzeugt: „Der Kon-
trollverlust macht den Menschen hier-
zulande Angst.“ Ob aus Sicht der
CSU von der AfD eine Gefahr aus-

geht, will der Moderator, NZ-Chefre-
dakteur Stephan Sohr, wissen. Auch
hier antwortet die Politikerin pragma-
tisch: „Man kann nicht davon ausge-
hen, dass sich diese Partei schnell wie-
der verdünnisiert.“ Man müsse aber
schauen, wer zu ihren Wählern
gehört: „Menschen mit Abstiegsängs-
ten.“ Und das sei die Stärke der CSU,
nämlich, „auf den kleinen Mann einzu-
gehen und dessen Themen vernünftig
aufzugreifen“. Ansonsten hält es die

Politikerin für eine gemeinsame Auf-
gabe aller Parteien, „die AfD zurück-
zudrängen“. In Bayern half Aigner
der CSU 2013 bei der Rückeroberung
der 2008 verlorenen absoluten Mehr-
heit. Damals folgte sie dem Wunsch
Seehofers und verließ Berlin sowie ihr
Amt als Bundesministerin. Ist es denk-
bar, dass sie wieder zurück nach Ber-
lin geht? Da legt sich die 51-Jährige
ungern fest. Auch redet sie nicht gern
darüber, ob sie nun Seehofers Nachfol-
ge antritt, sondern sagt ganz einfach:
„Ich bin tiefenentspannt, wie es wei-
tergeht.“ Und wer aus ihrem Mund
gar etwas Negatives über ihren Kon-
kurrenten Markus Söder hören will,
wird ebenfalls enttäuscht: „Er macht
als Finanzminister einen guten Job.“

Dass sich auch Aigner auf ihrem
Posten wohlfühlt, wird klar, wenn sie
mit leuchtenden Augen von der bayeri-
schen Wirtschaft spricht. Vor allem
der Mittelstand liege ihr am Herzen,
sagt sie. Klar bezieht die Ministerin
Stellung gegen eine Erbschaftssteuer,
die Betriebe und Arbeitsplätze gefähr-
de. Auch hält sie mit einem Blick nach
Brüssel eine „Überregulierung“ und
„Überbürokratisierung“ für nicht ziel-
führend. „Das stärkt Unternehmen
nicht, sondern fördert Verdruss.“

Gleichwohl ist Ilse Aigner auf eine
florierende Wirtschaft im Freistaat
stolz, die immer weiter digitalisiert
ist, die im Export ihre Stärken hat
und Jobs schafft. Auch die Wirt-
schaftskraft in der Region Nürnberg
sei beachtlich. Und hier sähe die
Ministerin ihrerseits gern mehr Selbst-
bewusstsein bei den Franken: „Man
sollte hemmungslos über den Erfolg
reden.“  Susanne Stemmler

BERLIN — In Deutschland klappt der
Übergang von der Ausbildung in den
Beruf im internationalen Vergleich
besonders gut.

„In fast keinem OECD-Land ist der
Anteil junger Menschen, die weder in
Ausbildung noch erwerbstätig sind,
so niedrig wie in Deutschland“, sagte
der Experte der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD), Andreas Schlei-
cher. Dies liege zwar teils an der guten
wirtschaftliche Lage, vor allem aber
an der international vorbildlichen
beruflichen Ausbildung. Die OECD
ist ein Zusammenschluss von 35
Staaten.

Nach dem OECD-Bildungsbericht
ist die Zahl der Studenten in Deutsch-
land zwischen 2008 und 2013 um 28
Prozent angestiegen, deutlich mehr
als der OECD-Durchschnitt von elf
Prozent. Es sei nicht verwunderlich,
dass viele junge Menschen sich lieber
für ein Studium als für eine Berufsaus-
bildung entschieden, sagte Schlei-
cher. Schließlich könne man nach
einem Universitätsabschluss mit
einem deutlich höheren Einkommen
rechnen. Ein Überangebot von Uni-
versitätsabgängern sieht Schleicher
nicht: Es gebe keine Anzeichen für
eine Sättigung des Arbeitsmarktes für
höhere Qualifikationen.

„Bildungssystem
insgesamt zu wenig durchlässig“

Bei den Bildungsausgaben liegt
Deutschland mit 4,2 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts unter dem OECD-
Durchschnitt von 4,8 Prozent. Hierzu-
lande gelingt es nach Schleichers Wor-
ten seit Jahren nicht, den Anteil der
Menschen ohne Berufsausbildung
oder Abitur zu verringern. „Er liegt
bei den heute 25- bis 34-Jährigen bei
13 Prozent und das ist exakt der glei-
che Wert wie bei den 55- bis 64-Jähri-
gen.“ In vielen anderen Ländern sei
dies gelungen. Etwa in Österreich, wo
die Quote von 23 Prozent auf zehn Pro-
zent gedrückt worden sei, in der
Schweiz, wo der Anteil Geringqualifi-
zierter von 16 auf acht Prozent viel.

Nach wie vor ungenügend seien
auch die Aufstiegschancen für Jugend-
liche aus den sogenannten bildungsfer-
nen Familien. Nur jeder zehnte Sohn
oder Tochter im Alter zwischen 21
und 44 Jahren von Eltern ohne Schul-
abschluss könne ein abgeschlossenes
Studium vorweisen. „Nur in sechs
Staaten ist die Mobilität geringer“,
sagte Schleicher. dpa

Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner trat im Nürnberger Presseclub auf und
stellte sich den Fragen von NZ-Chefredakteur Stephan Sohr.  Foto: Ralf Rödel
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